
Der rote Faden für Klimagerechtigkeit 
Am 1. Januar 2020 beginnt ein entscheidendes Jahr-
zehnt für die Menschheit. Das klingt pathetisch, ist 
aber nicht übertrieben. Die Erkenntnisse der Klima-
wissenschaft und die Tatsachen, die zu beobachten 
und zu messen sind, sprechen eine klare Sprache. Der 
Zeitpunkt für entschiedenes Handeln ist nicht irgend-
wann, sondern jetzt. Der Ausstoß von Treibhausgasen 
muss drastisch sinken. 

Der ökologische Umbau ist eine existenzielle Not-
wendigkeit. Er kann umso schneller und breiter er-
folgen, je mehr er den Geist sozialer Gerechtigkeit 
atmet und die Menschen demokratisch ermäch-
tigt. Die Freiheit von Angst und die Gewissheit, 
dass die Zukunft nicht nur für wenige, sondern für 
alle zu gestalten ist – das sind die mobilisierenden 
Triebkräfte, die wir jetzt brauchen. 

Die Klimakrise ist kein abstraktes Szenario mehr. 
Der Juli 2019 war der heißeste Monat seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen. In Alaska, Kanada und Sibirien 
brannten Waldflächen, so groß wie nie zuvor. Zusätz-
lich lässt Brasiliens Präsident Bolsonaro, Patron der 
Agrarkonzerne, den Amazonas-Regenwald brandroden. 
Weltweit schrumpfen die Gletscher. Entsprechend 
knapp wird das Trinkwasser für hunderte Millionen 
Menschen vor allem in Asien. Mit Hitzerekorden und 
Dürren, mit extrem starken Wirbelstürmen und Über-
flutungen erreichen einige Regionen der Erde die 
Schwelle zur Unbewohnbarkeit. Gleichzeitig sterben 
massenhaft Arten. Insektenbestände schrumpfen dra-
matisch. Die biologische Vielfalt schwindet mit hohem 
Tempo. 

Auch in Europa ist die Klimakrise spürbar. Flächende-
ckend wurden im Sommer 2019 neue Rekordtempera-
turen gemeldet. Lingen an der Ems verzeichnete die 
höchste jemals in Deutschland gemessene Tempera-
tur: 42,6 Grad. Trockene Böden bedrohen die Wälder 
und die Landwirtschaft. Die Unternehmensführungen 
der deutschen Automobilindustrie bedrohen hundert-
tausende Arbeitsplätze, wenn sie systematisch Emissi-
onswerte manipuliert und weiterhin spritschluckende 
PS-Monster auf die Straße bringt.

Der Klimawandel ist längst auch ein medizinischer und 
pflegerischer Notfall. Die Zahl hitzebedingter Behand-
lungen wächst. Luftverschmutzung verschärft chro-
nische Krankheiten. Stürme und Hochwasser bringen 

Tod und Leid. Infektionen wandern um den Globus. 
Verunreinigtes Wasser und ungesunde Lebensmittel 
bedrohen vor allem ärmere Regionen und Menschen 
mit geringem Einkommen. Kinder, Ältere, Menschen 
mit Vorerkrankungen, aber auch Beschäftigte, die im 
Freien arbeiten, sind besonders gefährdet.

Seit Jahrzehnten warnt die Klimawissenschaft vor den 
Gefahren, die nun sichtbar werden. Es gibt keinen 
Mangel an Wissen, wohl aber an Konsequenz. Der glo-
bale Ausstoß von Treibhausgasen steigt weiter. Statt 
endlich aus fossilen Energien auszusteigen, dominiert 
die Verbrennung von Kohle, Öl und Gas. Vollmundige 
Bekenntnisse zum Klimaschutz gibt es reichlich. Mehr 
grüne Technik und mehr ökologische Moral – das sind 
die beiden Antworten, die ständig zu hören sind, aber 
nicht ausreichen. 

Positionspapier
 Beschluss der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag 
 vom 5. November 2019

Die Fraktion DIE LINKE kämpft für  
Klimagerechtigkeit:

1. Die Reichsten müssen gerecht besteuert werden. 
Sie haben den größten ökologischen Fußabdruck. 
Den Klimawandel zu stoppen, geht nur sozial gerecht!

2. Wir brauchen einen »Green New Deal« gegen Kon-
zernmacht. Seit 1994 wurden 6.500 Schienenkilome-
ter stillgelegt. Wir brauchen öffentliche Investitionen 
in eine Bürger- statt eine Renditebahn, in den öffent-
lichen Nahverkehr, intelligente Verkehrssysteme, 
regenerative Energien und Energieeffizienz. 

3. Statt EZB-Milliarden für Banken und Vermögende 
brauchen wir die Euros der Europäischen Zentralbank 
für Schienen, Bahnen und den ökologischen Umbau 
der Industrie. Dies würde Vollbeschäftigung, grüne 
Jobs mit Zukunft und Alternativen für die Mehrheit 
schaffen.

4. Die konzerngetriebene Globalisierung sowie Krieg 
und Rüstung sind Klimakiller. Wir brauchen mehr 
regionale Produktion statt ungehemmten Freihandel, 
der Güter rund um den Globus schickt. 

5. Die Pendlerpauschale begünstigt Besserverdiener, 
da diese bei der Steuer profitieren. Wir wollen ein 
sozial gerechtes Mobilitätsgeld!



Wenn die Weltgesellschaft ökologisch zu schei-
tern droht, dann kann die zentrale Ursache, die 
heutige Wirtschaftsordnung, nicht heilig sein. Es 
geht um eine neue Produktions- und Lebenswei-
se – frei von fossilen Energien, ohne Ausbeutung 
von Mensch und Natur. Es geht um die Bereitschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft so umzubauen, dass sie 
wirklich klimaneutral, ökologisch und sozial werden.

Weil die Zeit drängt, werden tausendfach alternati-
ve Projekte verwirklicht. Inseln der Vernunft gibt es 
weltweit: erneuerbare Energie in kommunaler Regie 
und mit Investitionen in eigener Hand; fairer Handel 
mit dem Doppelziel von mehr Gerechtigkeit und mehr 
Nachhaltigkeit; weitgehend autofreie Innenstädte mit 
unentgeltlichem, öffentlichen Personennahverkehr. 
In Kopenhagen fahren die Menschen überwiegend 
mit dem Rad zur Arbeit. In vielen Ländern haben 
Erneuerbare-Energien-Gesetze gezeigt, dass es mit 
einer Kombination von Planung und Markt, mit Preis-
garantien, gesicherter Netzeinspeisung und wirksamen 
Innovationsanreizen möglich ist, die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Quellen durchzusetzen.

All diese Bemühungen sind wichtig, weil sie praktisch 
demonstrieren, dass es auch anders geht. Niemand 
kann heute noch ernsthaft behaupten, dass es nicht 
möglich ist, Wirtschaft und Gesellschaft klimafreund-
lich zu gestalten. Der notwendige Umschwung kommt 
allerdings nicht von allein. Es reicht auch nicht, an eini-
gen wenigen Stellschrauben zu drehen. Die Klimakrise 
ist das größte Marktversagen der Menschheitsge-
schichte. Deshalb ist die sichtbare und fühlbare Hand 
der Politik gefragt. Die Klimakrise verlangt große 
und schnelle Schritte in die richtige Richtung.

Große und schnelle Schritte: Genau das fordern zu 
Recht die streikenden Schüler*innen weltweit. Inspi-
riert von Greta Thunberg sprechen sie aus, was eigent-
lich eine Selbstverständlichkeit ist: »Ihr Politikerinnen 
und Politiker, nehmt die Erkenntnisse der Wissen-
schaft endlich ernst und behandelt die Klimakrise als 
das, was sie ist, eine existenzielle Bedrohung für die 
Zivilisation.« Hunderttausende junge Menschen haben 
begriffen, dass die Klimakrise ihre Zukunft gefährdet. 
Und sie sehen auch, dass schon jetzt Millionen Men-
schen weltweit davon betroffen sind – vor allem im 
globalen Süden. Die Klimakrise schadet denjenigen 
am meisten, die am wenigsten für sie verantwortlich 
sind, den ärmsten Teilen der Weltbevölkerung. Frauen 
werden vier Mal häufiger Opfer von Klima- und Natur-
katastrophen als Männer, auch Kinder können sich 
kaum davor schützen.

Die FridaysForFuture-Bewegung kritisiert zu Recht 
die weitgehende Tatenlosigkeit der Regierungen. Sie 
fordert aber auch von allen anderen politischen Ak-
teuren konkrete Vorschläge und Maßnahmen für eine 
Klimapolitik, die ihren Namen wirklich verdient. Die 
Bundestagsfraktion DIE LINKE hat schon 2012 ihren 
PLAN B vorgelegt, das »Rote Projekt für einen sozial-

ökologischen Umbau«. Unsere Leitlinie lautete damals 
und heute erst recht: Der Abschied von fossilen Ener-
gien, von ressourcenfressendem Verkehr, von chemie-
lastiger Landwirtschaft, von der Wegwerf-Unkultur und 
von vielen anderen Idiotien des heutigen Kapitalismus 
gelingt nur als gesellschaftliches Erneuerungsprojekt. 
Der Kern dieses Projekts ist das Bündnis von Kli-
magerechtigkeit, sozialer Gerechtigkeit und Demo-
kratieentwicklung.

Der Umbau der Volkswirtschaft wird nur in Fairness 
gelingen. Die heutige Realität sieht bekanntlich anders 
aus. Wer zum Mindestlohn in Vollzeit arbeitet, hat als 
Alleinstehender ein monatliches Netto von 1.175 Euro. 
Susanne Klatten und ihr Bruder Stefan Quandt, die 
einen Anteil von fast 50 Prozent am BMW-Konzern ge-
erbt haben, kassieren ohne Arbeit eine Jahresdividen-
de von einer Milliarde Euro. Wenn sie in ihrer Steuerer-
klärung ehrlich sind, dann haben sie Monat für Monat 
ein Netto-Einkommen von 60 Millionen Euro. 

Die beiden Erben ausgerechnet jenes Konzerns, der 
mit dem BMW-X7 ein neues, klimaschädliches Un-
geheuer produziert, bekommen also leistungslos so 
viel wie 51.000 hart arbeitende Menschen im Nied-
riglohnsektor zusammen. Dieser Feudalkapitalismus 
ist ein dauerhafter Affront gegen jedes Gerechtig-
keits- empfinden. Im Zeitalter der Klimakrise sind 
solche Absurditäten noch viel weniger zu tolerieren. 
Fairness für alle statt 400-PS-Autos, Luxusjachten 
und Privatjets für wenige! In Deutschland erzeugen 
die einkommensstärksten 20 Prozent der Bevölkerung 
vier- bis fünfmal so viele Emissionen wie die ärmeren 
20 Prozent.

Gemäß Verursacherprinzip müssen die Kosten des 
Klimaschutzes vor allem von den Konzernen und den 
oberen Zehntausend getragen werden. Allein 100 
Konzerne sind für 71 Prozent der weltweiten CO2-
Emissionen im Industriebereich verantwortlich. Die 
Bundesregierung schützt die Profitmaximierung der 
Auto-, Kohle- und Atomkonzerne. Sie bedachte RWE, 
E.on und Co. mit üppigen Milliardenentschädigungen 
beim Atomausstieg und plant dies beim Kohleausstieg 
wieder. Wir dagegen wollen die dominierenden Ener-
giekonzerne entmachten. Sie sind in öffentliche (oder 
genossenschaftliche) Hand und gesellschaftliche Ei-
gentumsformen zu überführen. Die Energieversorgung 
darf nicht den Profitinteressen von Aktionär*innen 
überlassen bleiben.

Krasse Ungleichheit und das Nebeneinander von 
privatem Reichtum und öffentlicher Armut sind durch 
nichts zu rechtfertigen. Insbesondere die Kommunen 
brauchen deutlich mehr Geld, um ihre Infrastrukturen 
zu sanieren und sie sozial-ökologisch umzugestalten. 
Deshalb ist es dringend erforderlich, die Steuern auf 
hohe Einkommen, große Vermögen und fette Erbschaf-
ten anzuheben. Städte und Gemeinden als Pioniere 
des Wandels statt Superreichtum ohne Sinn und 
Verstand! 



Hartz-Gesetze, Rentenkürzungen und Verfall der kom-
munalen Infrastrukturen verschlechtern das Leben von 
Millionen Menschen. Wenn die Zuversicht wachsen 
soll, dass der ökologische Umbau keine Bedrohung, 
sondern Fortschritt bedeutet, dann sollte das im Alltag 
spürbar sein. Deshalb braucht Deutschland nicht 
weniger, sondern mehr soziale Sicherheit. Es ist an der 
Zeit, solidarisch zu denken und zu handeln. Je besser 
und verlässlicher der Sozialstaat ist, desto mehr 
wächst die Bereitschaft, sich für Gerechtigkeit 
und Nachhaltigkeit zu engagieren. Auch deshalb 
ist es an der Zeit, die Hartz-Gesetze und den Nied-
riglohnsektor abzuschaffen. 

Umfragen bestätigen immer wieder, dass weniger 
Ungleichheit, ein verlässlicher Sozialstaat, ambitio-
nierte Umweltpolitik, mehr Demokratie und zivilisierte 
Friedenssicherung von großen Mehrheiten ausdrück-
lich gewünscht sind. Offenbar findet die Kombination 
von mehr Gerechtigkeit, mehr Nachhaltigkeit, mehr 
Mitbestimmung und globaler Kooperation dauerhafte 
Resonanz. In den USA und Großbritannien nennt man 
das »Green New Deal«: die Verbindung eines vorsor-
genden, wirtschaftlich aktiven und die Reichen nicht 
schonenden Staates im Sinne des »New Deal« von 
Franklin D. Roosevelt mit dem heute zwingend gebote-
nen ökologischen Umbau der Volkswirtschaft. 

Dabei gilt: »Grünes Wachstum«, neue Arbeitsplätze, 
mehr Umverteilung und ansonsten ein Weiter-So 
werden den Klimawandel nicht aufhalten. Wir brau-
chen ein grundsätzliches Umdenken. Wohlstand 
bemisst sich nicht allein an der Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts sondern an Lebens-
qualität. Wir müssen in den ökologischen Umbau der 
Wirtschaft investieren. Dies wird in einigen Bereichen 
die Wirtschaft beleben, in anderen Bereichen müssen 
wir schrumpfen. Ziel dabei ist es, so viele Arbeitsplät-
ze wie möglich zu erhalten und neue Arbeitsplätze zu 
schaffen.

Handlungsfähige und lenkende Politik ist aus sozialen 
und demokratischen Gründen fundamental, aber auch 
aus rein ökologischen. Die Privatwirtschaft kann punk-
tuell für Öko-Effizienz sorgen, aber nicht systematisch. 
Sie kann verbrauchsarme Autos und E-Mobile anbie-
ten, aber keine nachhaltigen Verkehrssysteme. Sie 
kann Öko-Häuser errichten, aber keine nachhaltigen 
Siedlungsstrukturen. Sie kann effiziente Heizungen 
und Elektrogeräte produzieren, aber keine klimaneu-
tralen Energiesysteme. Sie kann Bio-Läden füllen, aber 
nicht die Nahrungsketten ökologisieren. 

Wer nur auf die Öko-Qualitäten einzelner Produkte 
setzt, verkennt die großen ökologischen Effekte, 
die im Systemischen liegen: autofreie Innenstädte, 
Vermeidung von Verkehr und Verlagerung auf die 
Schiene, Energiesysteme auf regenerativer Basis, 
regionale Agrarkreisläufe, Netze kompetenten 
Handwerks statt Wegwerfen und Neukaufen. 

Millionen Menschen in Deutschland sind schon seit 
langen Jahren vom Wohlstandswachstum abgekoppelt. 
Auch die klügste Konsumkritik kommt daher zwangs-
läufig an Grenzen. Miete, Strom, Heizung, Fahrten zur 
Arbeit und der Bedarf an Kleidung und allerlei Gerät 
sind nur in engen Grenzen zu beeinflussen. Auch in 
der Arbeitswelt ist sie machtlos. Am großen Rad der 
Infrastrukturen, der Steuersysteme, der Handelsströ-
me und der Versorgungsketten können Einzelne nichts 
ändern. Die ungerechte Weltwirtschaft bleibt, wie sie 
ist.

Die Klimakrise ist nicht allein dadurch zu lösen, dass 
Produktion und Konsum ein wenig grüner und die ein-
zelnen Menschen etwas moralischer werden. Die groß-
en ökologischen Hebel sind systemischer Natur. Dabei 
ist längst klar, wo und wie die wesentlichen Effekte zu 
erzielen sind. Politik braucht den Mut, mit klaren Vor-
gaben für den notwendigen Strukturwandel zu sorgen. 
Was das konkret bedeutet, ist kein Geheimnis: 

 www.linksfraktion.de
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Energiewirtschaft. Bis 2030 Kohleausstieg vollenden. 
Ökostrom deutlich schneller ausbauen. Standortkom-
munen an den Erträgen der Ökostrombetreiber betei-
ligen. Ökostrom effizient einsetzen statt vergeuden. 
Industrieprivilegien reduzieren. Netzentgelte innerhalb 
Deutschlands fairer verteilen. Wirksame Regelungen 
gegen Energiearmut und Verbot von Stromsperren. 

Verkehr. Macht der Autokonzerne brechen und Alterna-
tiven zum motorisierten Individualverkehr stärken. Inve-
stitionen in ein zukunftsfähiges Verkehrssystem: Vorrang 
für Fuß- und Radverkehr und für die »Öffis«. Bahnausbau, 
Gütertransport auf die Schiene und Lkw-Verkehr ein-
schränken. Emissionsfreie Stadtlogistik, »Downsizing« 
privat genutzter Pkw (weniger, kleiner, leichter, spar-
samer) und das Ende des Verbrennungsmotors. Umstel-
lung der Entfernungspauschale auf ein einkommensun-
abhängiges, sozial gerechtes Mobilitätsgeld. 

Industrie. Klimaschutz-Gesetz für die Industrie in 
Deutschland mit verbindlichen Zielen, erheblichen 
Anreizen und harten Sanktionen. Klimaschutz-Förder-
programm für klimaneutrale Produkte und Produkti-
onsverfahren. Grundlegende Reform des Europäischen 
Emissionshandels in allen Kernpunkten.

Gebäude. Warmmietenneutrale Sanierungen. Klima-
gerechter Neu- und Umbau im Rahmen einer neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeit. Energetische Sanierung 
als Beschäftigungsmotor. Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsoffensive für die ökologische Wende in Bau und 
Planung. Sofortprogramm Ökologischer Umbau für 
lebenswerte Nachbarschaften. Klimagerechte Erneu-
erung von Siedlungsbauten der Nachkriegszeit. För-
derung gemeinwohlorientierter Wiederbelebung und 
klimagerechter Ertüchtigung leerstehender und verfal-
lender Gebäude in Klein- und Mittelstädten.

Landwirtschaft und Ernährung. Ausstieg aus der ex-
portorientierten Agrarpolitik, Einstieg in die sozialöko-
logische Agrarwende. Landwirtschaftlicher Boden für 
diejenigen, die ihn bewirtschaften. Faire Kosten- und 
Gewinnverteilung in der Erzeugungskette von Lebens-
mitteln. Regionale Kreisläufe, gutes Essen für alle und 
ein lebendiger ländlicher Raum.

Mit diesem Mix aus Geboten, Verboten und Anreizen 
sind große ökologische Effekte zielsicher zu schaffen. 
Dabei sollten die Entscheidungen, die im Umbaupro-
zess anstehen, nicht von oben diktiert werden. Wir 
wollen das Potential und die Macht der Vielen 
erschließen, in dem wir die Demokratie weiterent-
wickeln und die Wirtschaft demokratisieren. Nur 
so können wir die mächtigen Beharrungskräfte, die mit 
dem fossilen Weiter-So Profite machen, überwinden. 

Gleichzeitig hat die öffentliche Hand eine unmittelbare 
eigene Verantwortung – vor allem für das Verkehrssy-
stem und den Gebäudebestand. Wenn beide klimaneu-
tral werden sollen, dann muss es attraktive Angebote 
und folglich erhebliche öffentliche Investitionen geben. 
Es hat sich herumgesprochen: Die ab 2020 für alle 

Bundesländer geltende Schuldenbremse wirkt als 
Investitionsbremse. Das ist unverantwortlich. Gerade 
jetzt, zu Beginn des entscheidenden Jahrzehnts und 
bei Null-Zinsen, dürfen die öffentlichen Haushalte nicht 
in Fesseln liegen. Auf allen Ebenen – Bund, Länder und 
Gemeinden – sind große Investitionen fällig, die nicht 
allein aus den laufenden Einnahmen zu leisten sind. Es 
ist zwingend geboten, öffentliche Investitionen auch 
mit Krediten zu finanzieren.

Der ökologische Umbau der Wirtschaft ist finanzierbar 
durch eine Abkehr von der schwarzen Null, durch Milli-
arden der Europäischen Zentralbank für Investitionen in 
eine ökologische Wirtschaft statt für Banken und Ver-
mögende, eine angemessene Besteuerung von Reich-
tum, den Abbau ökologisch schädlicher Subventionen 
und Steuererleichterungen sowie durch Einnahmen aus 
dem CO2-Mindestpreis. Die Schuldenbremse ist eine 
Investitionsbremse und muss gestrichen werden. Wir 
brauchen eine grüne Null statt eine schwarze Null!

Im Herbst 2008 beschloss der Deutsche Bundestag im 
Eilverfahren ein 480-Milliarden-Euro-Programm zur Ban-
kenrettung. Weshalb ist diese Haftung für die Finanz-
verbrechen der Vergangenheit erlaubt, aber nicht die 
Vorsorge für die jetzigen und künftigen Generationen? 
Diese absurde Situation kann niemand akzeptieren. 

Wenn der Staat auf dem Weg zur Klimaneutralität Rich-
tungsentscheidungen trifft und mehr in die notwen-
digen Infrastrukturen investiert, werden zunehmend 
auch private Investitionen folgen. Seit vielen Jahren 
herrscht auf den Kapitalmärkten Anlagenotstand. 
Hunderte Milliarden Euros und US-Dollars finden keine 
halbwegs verlässliche Verwendung. 

Diese Verlegenheit könnte die Politik als Aufforderung 
betrachten: Endlich sind starke strukturpolitische 
Vorgaben möglich und nötig, damit das private Kapital 
fossile Investments meidet und ökologischer angelegt 
wird. So lässt sich auch verhindern, dass Industrie-Un-
ternehmen so planlos handeln wie bislang die deut-
schen Stromkonzerne, die viel zu lange auf Atom- und 
Kohlestrom gesetzt haben. 

Die ökologische Umgestaltung der Volkswirtschaft verän-
dert auch die Arbeitswelt. Insgesamt wird es aufgrund von 
massiven Umbau-Investitionen mehr Arbeitsplätze geben. 
Aber einige Branchen und Regionen, die bisher überdurch-
schnittlich mit fossilen Energien verbunden waren, werden 
sich anders orientieren müssen. Deshalb ist Strukturpolitik 
nötig. Es geht um gleichwertige Lebensverhältnisse und 
um gute Arbeitsplätze mit Zukunftsperspektive in allen 
Regionen. Mehr öffentliche Investitionen müssen dazu 
ebenso beitragen wie eine verbesserte Arbeitsmarktpolitik. 

Um die notwendigen und tiefgreifenden Verände-
rungen von Wirtschaft und Gesellschaft schnell zu 
verwirklichen, braucht es breite Akzeptanz, tatkräftige 
politische Unterstützung und – nicht zuletzt – inter-
nationale Solidarität und Friedenspolitik. Abrüstung 
vermindert Klimagase. Das Militär gehört zu den 



großen Verursachern von Treibhausgasen und vernich-
tet enorme Ressourcen. Abrüstung dient folglich auch 
dem Klima- und Ressourcenschutz.

Mit einer Strategie der »Gerechtigkeit und Ökologie 
für alle« kann Deutschland auch seine internationa-
len Verpflichtungen erfüllen. In Paris hat sich die Staa-
ten-gemeinschaft im Dezember 2015 das Ziel gesetzt, den 
Anstieg der globalen Durch-schnittstemperatur mög-
lichst auf 1,5 Grad, auf jeden Fall aber auf deutlich unter 
2 Grad Celsius zu begrenzen. Was das bedeutet, hat der 
Weltklimarat berechnet. Das Berliner Mercator-Institut 
aktualisiert dessen Ergebnisse laufend. Um mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 67 Prozent die 1,5-Grad-Grenze 
einzuhalten, dürfte die Menschheit ab 1. Januar 2020 nur 
noch rund 340 Milliarden Tonnen Treibhausgase emittie-
ren. Dieses sogenannte Restbudget liegt deutlich höher, 
nämlich bei circa 1.090 Milliarden Tonnen, wenn nur die 
2-Grad-Grenze eingehalten werden soll.

Deutschlands Anteil an der Weltbevölkerung beträgt 
1,17 Prozent (82 Millionen von insgesamt sieben Milliar-
den Menschen auf der Erde). Folglich darf Deutschland 
insgesamt nur noch rund vier Milliarden Tonnen CO2 
ausstoßen, wenn das 1,5-Grad-Ziel gelten soll und wenn 
jeder Mensch auf der Erde dasselbe Emissionsrecht hat. 
Aktuell aber liegen die gesamten deutschen Emissionen 
bei 866 Millionen Tonnen (2018). Nach dieser Rechnung 
hätte Deutschland – bei gleichbleibenden Emissionen – 
sein Restbudget in weniger als fünf Jahren verbraucht. 

Das selbst gesetzte Ziel, die Emissionen im Vergleich 
zu 1990 um 40 Prozent bis 2020 zu senken, wird 
Deutschland bereits deutlich verfehlen. Das nächste 
offizielle Ziel (minus 55 Prozent bis 2030) wird ebenfalls 
gerissen, wenn es für den Klimaschutz nur warme 
Worte, aber keine harten Vorgaben gibt. Angesichts 
des schrumpfenden Restbudgets reichen minus 55 
Prozent bis 2030 nicht mehr aus: Minus 65 Prozent 
muss die neue Zielmarke für Deutschland und für 
die Europäische Union sein. Die Uhr tickt. 

DIE Bundestagsfraktion DIE LINKE arbeitet an  
einem »Aktionsplan Klimagerechtigkeit«, der sozi-
ale Gerechtigkeit in alle Ebenen des ökologischen 
Umbaus integriert. Er zeigt im Detail auf, was bis 
zum Jahr 2030 getan werden muss, um ambitionierte 
Klimaziele zu erfüllen.

Weitere Informationen unter https://www.linksfrak-
tion.de/themen/dossiers/klimagerechtigkeit .
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